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Gute Gründe für
Stahl aus Europa

W irtschaftsgipfel
im Kanzleramt
sind nicht für

Entscheidungen da, son-
dern für Symbole. Das ist
nach ungezählten Auto-,
Industrie-, Chemie- und
sonstigenTreffenverläss-
lich geklärt. Und das wis-
sen auch alle, die vor dem Stahlgip-
fel ihre Forderungskataloge mit der
Mahnung zu schneller Umsetzung
hinterlegten.
Dabei herrschte vorab in vielen

Punkten Einigkeit. Niedrigere Ener-
giepreise und Schutzzölle gegen
Dumpingkonkurrenz stehen ganz
oben auf allen Wunschlisten. Doch
so einfach ist beides nicht zu be-
schließen: Die Zölle sind EU-Sache
undzumTeilschonaufdemWeg,die
Ankündigung eines Industrie-
strompreises quittiert man in den
Unternehmen nur noch müde.
Selbstwennerdannkommt,isterals
befristete Subvention eher weiße
Salbe als Medizin.

Es ist wichtig, dieWerke zu erhalten – vor allem jene,
die auf CO2-armeProduktion umgestellt werden

Frage: Sollte Stahlpro-
duktion in Europa passie-
ren, wo die Standortbe-
dingungen wegen hoher
Umweltauflagen und teu-
rer Energie schlecht sind
und die Krisen der Bran-
chenichtmehrzuzählen?
Vor allem in der Wis-

senschaft sind manche der Mei-
nung, dass man es einfach lassen
sollte. Es fehlt der Welt nicht an
Stahlwerken, ganz im Gegenteil.
MankanndasMaterialkaufen,woes
billiger ist, damit die Rechenzent-
ren bauen und sich auf das konzent-
rieren, was drinnen passiert. Wer
europäisches Wohlstandsniveau
halten will, braucht neue Wirt-
schaftsmodelle. Die Industrie ganz
allgemein gehört für viele nicht
mehr dazu.
Siemachenes sich zueinfach.Ab-

gesehen davon, dass es wenig Sinn
ergibt, tonnenschwere T-Träger um
die halbe Welt zu schippern, sind
auchdie Standortvorteile vieler Lie-
feranten fragwürdig: Sie bestehen
größtenteils in schlechteren Um-
welt- und Klimastandards. Will
Europa seine Industrie in Reinheit
sterben lassen, um dann Stahl aus
Dreckschleudern zu kaufen?
Vor allem aber wird das technolo-

gischePotenzialderIndustrieoffen-
bar ignoriert. Bei „grünem“, also
dem CO2-arm hergestelltem Stahl
hat Europa den Vorsprung, den es
auf anderenFeldern soverzweifelt–
und in der Regel verspätet – sucht.
Völlig zurecht fördert der deutsche
Staat die Transformation von Stahl-
werkenmit Milliardenbeträgen.
Zudem sind hier auf einen Schlag

Klima- und Umwelteffekte zu errei-
chen wie auf kaum einem anderen
Gebiet. So teuer der Umbau alter
Hochofenstandorte ist: Beim Auto,
zumBeispiel, ist bisherwahrschein-
lich mehr für weniger ausgegeben
worden.
Dass die Industrie inDeutschland

ganz grundsätzlich bessere Rah-
menbedingungen braucht, ist hin-
länglichdiskutiert.Dochdarüberhi-
naus gibt es gute Gründe, Stahlwer-
ke in Europa zu erhalten – jene, die
auf CO2-arme Produktion umstel-
len. Denn nur dann sind Hilfen eine
Investition in die Zukunft und kein
verlorener Zuschuss für das Indust-
riemuseum.

LEITARTIKEL

So war die wichtigste Botschaft
des Kanzlers wieder eine symboli-
sche: „Existenzbedrohend“ sei die
Lage der Branche, sagte Friedrich
Merz. Entsprechend entschlossen
werde er nun wohl für sie kämpfen,
denken sich die Betroffenen.
Allerdings ist schondasSymbol in

diesem Fall mehr wert als sonst.
Denn ein Bekenntnis zur europäi-
schen Stahlproduktion ist längst
nicht mehr selbstverständlich. Die
Industrie strahltökonomischesVor-
gestern ausmit ihren riesigenAnla-
gen, archaischen Ofenfeuern, dem
enormen Energiebedarf und eben-
solchen Emissionen. Muss das sein,
wenn die Zukunft eher von KI abzu-
hängen scheint?
Wer das Gedankenexperiment

einer Welt ohne Stahl wagt, kommt
schnell zudemSchluss: Ja, dasmuss
wohlsein–auch,weilessonstweder
KI-Server noch das Rechenzentrum
drumherum oder den Strom dafür
gäbe. Damit stellt sich die nächste

Auf demWeg zu Splitterpartei

D ie Partei, die noch
nach Sahra Wagen-
knecht benannt ist,

hält sich an einem Stroh-
halmfest:derNeuauszäh-
lung der Bundestagswahl.
Knappe 10.000 Stimmen
fehlten dem BSW laut
amtlichem Endergebnis
für den Einzug ins Parlament – und
einer gesichertenExistenz als links-
rechtspopulistische Wundertüte.
Eigentlich könnte längst Klarheit
herrschen. Doch die Verhältnisse,
sie sind nicht so. Das wusste schon

SahraWagenknechts BSWzerlegt sich

der alte Peachum in Brechts „Drei-
groschenoper“.
Ein knappes Wahlergebnis allein

ist in Deutschland, anders als in an-
deren Ländern, kein Anlass für eine
komplette Neuauszählung. Zu die-
sem Ergebnis wird wohl auch der
Wahlprüfungsausschuss des Bun-
destags kommen – wenn er dann
einmal tagt und über die BSW-Be-

KOMMENTAR

schwerde urteilt. Noch ist
kein Termin bekannt. Als
Nächstes zieht das Polit-
Start-up nach Karlsruhe,
das kann dauern.
Unterdessen zerlegt

sich das BSWweiter, wäh-
rend alle darauf starren,
wie der neue Repräsenta-

tivposten für Wagenknecht in der
Parteiführungheißenwird. InBran-
denburg hält nur noch der BSW-Vi-
zeministerpräsident den Koali-
tionsvertrag mit der SPD ein, wäh-
rend seine Mitstreiter im Landtag
mehrheitlich gegen die Medien-
staatsverträge stimmen wollen. In
Brüssel und anderswo dienen sich
BSW-Vertreter schamlos Putin an.
Der Gewerkschaftsflügel der Partei
erregt sich über Wagenknechts Vor-
stellung, dass„links“ irgendwie ver-
brannt sei. Und der neue Name
„Bündnis für soziale Vernunft und
wirtschaftliche Gerechtigkeit“ ver-
strömt denOdemder Splitterpartei.
Für Wagenknecht mag es eine Er-

leichterung sein, unbeschwert von
den Niederungen der Parteiarbeit
publizistisch wirken zu können. Al-
len anderen bleibt Peachum: „Wer
möchte nicht in Frieden und Ein-
tracht leben?DochdieVerhältnisse,
sie sind nicht so!“

DerWiderstand erwacht

G erade inEuropaglaubenvie-
le,dassdieUSAunterDonald
Trump unaufhaltsam in die

Diktatur abrutschen. Doch allmäh-
lich bröckelt die Macht des Präsi-
denten. Die Kritik ist stark gewach-
sen, dieÜberheblichkeit undvor al-
lemdie innen-wie außenpolitische
Inkompetenz der Administration
werden immer deutlicher.
Wladimir Putin tanzt Trump auf

derNaseherumunddenktgarnicht
daran, ernsthaft über ein Ende des
Kriegs in der Ukraine zu sprechen.
BeimTreffenmitdemchinesischen
Präsidenten letzte Woche in Süd-
Korea war Xi Jinping nicht geneigt,
TrumpsDrohungenmit neuen Zöl-
lennachzugeben,sondernschwang
selbst dieKeuleder SeltenenErden.
Letztlich knickte Trump ein, um
einenKompromissimHandelskrieg
mit China zu erzielen.
In den USA beschäftigt sich der-

weilderObersteGerichtshofdamit,
ob Trump denn überhaupt die Be-
fugnishat,einfast50JahrealtesGe-
setzvon1977zubenutzen,umZölle
auf auswärtige Waren zu erheben.
Die Richter scheinen skeptisch zu
sein, denndasGesetz gibt demPrä-
sidenten lediglich das Recht, bei
einem nationalen Notfall die US-
Handelspolitik zu „regulieren.“
Normalerweise ist der Kongress für
die Handels- und Zollpolitik der
USA verantwortlich, nicht die Ex-
ekutive. Trump behauptet nun we-
nig überzeugend, das Handelsdefi-
zit der USA stelle eine „außeror-
dentliche und ungewöhnliche Be-
drohung“ dar, und daher dürfe er
drastische Importzölle erheben.
Möglicherweise wird die gesamte
ZollpolitikTrumpsgekipptoderzu-
mindest drastisch zurechtgestutzt.
Nach zehnMonaten Regierungs-

zeit und dem beinahe täglich von
Trump herbeigeredeten Chaos ha-
ben viele Amerikaner inzwischen
die Nase voll. Darauf deuten bei-
spielsweise die landesweiten „No
Kings“-Demonstrationen hin, die
seit Juni mit immer größerem Zu-
lauf in fast allen großen und auch
kleinen Städten stattfinden. Sie
richtensich lautstark, aber friedfer-
tiggegenTrumpsTendenz, sichwie
einAlleinherrscher zu gebärden.
Seit Monaten befinden sich auch

die Umfragen zu Trumps Politik im
Keller. Nur 37 Prozent aller Ameri-
kanersindmitderAmtsführungdes
Präsidentenzufrieden.ZweiDrittel
glauben, dass Washington einen
völligfalschenpolitischenKursein-
geschlagen hat. Gerade was die
Wirtschaftslageunddiedemokrati-
sche Entwicklung des Landes an-
geht,hageltesscharfeKritik.65Pro-
zent stehen Trumps kontroverser
Zollpolitik kritisch gegenüber. Für
seine brutale Deportationspolitik,
aufdieTrumpsostolz ist, bekommt
er ebenfalls keine Zustimmung. 56
Prozent sehen sie als verfehlt an.
Zudemistder„Shutdown“derRe-

gierungsbehörden mit inzwischen

ZehnMonate nachDonald TrumpsAmtsantritt habendieUS-Amerikaner
mehrheitlichdieNasevoll –Besiegt sinderundseineBewegungnoch langenicht

fast 40 Tagen der längste der Ge-
schichte der USA. Der zweitlängste
(35 Tage) fällt in die erste Amtszeit
Trumps. Republikaner und Demo-
kraten im Kongress können sich
nicht auf einen neuen Haushalt ei-
nigen. Über die notwendigen Ein-
sparungen im Gesundheitsbereich
undanderswo sindbeide Seiteheil-
los zerstritten. Ohne die Bewilli-
gungneuerGeldermusstenalleRe-
gierungsgeschäfte eingestellt be-
ziehungsweise auf das absolutNot-
wendigeheruntergefahrenwerden.
Die schlimmen Folgen werden

immer deutlicher. Fast eineMillion
öffentliche Angestellte haben
schonseitanderthalbMonatenkein
Gehaltmehrbekommen.Ungezähl-
te Familien können sich ohne die
Hilfe von Lebensmitteltafeln nicht
mehrernähren. 42Millionenander
Armutsgrenze lebendeAmerikaner
sindaufstaatlicheLebensmittelhil-
fen angewiesen. Diese Gelder flie-

AMERIKAVERSTEHEN

ßenderzeitnurvermindertodergar
nichtmehr.
Im Luftverkehr haben sich viele

derzeit unbezahlte Fluglotsen
krankgemeldet, was den Flugbe-
trieb in den USA ins Chaos stürzt
und auch zunehmend gefährlicher
macht.DieAmerikanergebenüber-
wiegendTrumpunddenRepublika-
nern, die ja die Mehrheit in beiden
Häusern des Kongresses haben, die
Schuld ander ganzenMisere.
Vor wenigen Tagen haben jetzt

zumerstenMalseitdemBeginnvon
Trumps zweiter Amtszeit die Wäh-
ler in drei US-Bundesstaaten spre-
chen können. Das Votum war ver-
heerend für Trump. Die Gouver-
neurswahlen in Virginia und New
Jersey und die Oberbürgermeister-
wahl inNewYork gewannendie de-
mokratischenKandidatenmitüber-
raschend hohem Abstand. Obwohl
Trump nicht auf dem Wahlzettel
stand, sichkaumimWahlkampfen-
gagierteundkeineRedenhielt,ging
es um seine konfuse Politik und
nichtzuletztumdiePreissteigerun-
gen der letzten Zeit. InVirginia ge-

wann mit über 57 Prozent und
einem Vorsprung von 15 Punkten
die ehemalige Kongressabgeordne-
te und CIA-Mitarbeiterin Abigail
Spanberger.Siewirddamitdieerste
Gouverneurin Virginias. Auch die
Bewerbung für andere hohe Ämter
in dem Staat wurden haushoch von
demokratischen Kandidaten ge-
wonnen. InNew Jersey besiegte die
Kongressabgeordnete Mikie Sher-
rill ihren republikanischen Gegen-
kandidatenmitmehrals13Punkten
Vorsprung.Die tiefeAbneigungder
Wähler gegen die Politik Trumps
warausschlaggebendfürdenhohen
Wahlsieg.
In derWahl desOberbürgermeis-

ters in der Neun-Millionen-Stadt
New York ließ der 34 Jahre alte de-
mokratischeSozialistZohranMam-
dani trotz seiner Unerfahrenheit
demetablierten, aber kontroversen
Ex-GouverneurAndrewCuomokei-
ne Chance. Mamdani, künftig der
erste Muslim an der Stadtspitze,
wurdevorallemvonjungenundvon
zugewanderten Amerikanern ge-
wählt. ImWahlkampf war er in den
sozialen Medien omnipräsent und
betonte immer wieder seine tiefe
Abneigung gegen Trumps Politik,
verurteilte nicht zuletzt dessen
Kreuzzug gegen illegale Einwande-
rer. Trump wiederum bezeichnet
ihn als Kommunisten, der in New
York sehr viel Schaden anrichten
werde.
Auch das von den Demokraten

unterstützte Referendum in Kali-
fornien mit dem Ziel, durch eine
Neueinteilung der Wahlkreise zu-
gunsten demokratischer Bewerber
entsprechende Initiativen der Re-
publikanerzuderenVorteilinTexas,
North Carolina und anderswo zu
neutralisieren, wurde mit großer
Mehrheit angenommen. In Penn-
sylvania und Georgia konnten die
Demokraten überdies die Wahlen
für mehrere Richterstellen an den
obersten Gerichten dieser Bundes-
staaten für sich entscheiden.
MitBlickaufdieZwischenwahlen

2026,dieüberdieMehrheit imKon-
gress entscheiden werden, wittern
die Demokraten inzwischen Mor-
genluft. Doch sind diese Wahlen
noch langenichtgewonnen.Trump
wirdsichnächstesJahrvielmehr im
Wahlkampf engagieren, als er es
diesenHerbst tat. Auchwird er sich
bald weniger um die Außenpolitik
und viel mehr um die Wirtschafts-
politik und die Preisentwicklung in
denUSAkümmern.
VorallemaberfehltesdenDemo-

kraten vielerorts nach wie vor an
einer guten Parteiorganisation, er-
folgreichen Spendenkampagnen
undnichtzuletztanüberzeugenden
politischen Zugpferden. Hier muss
noch viel geschehen. Trump und
seine MAGA-Bewegung sind noch
lange nicht besiegt. Aber vielleicht
haben die USA in den vergangenen
Tagen den Anfang vom politischen
EndeTrumps erlebt.
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Thomas Plaßmann

Dass ein amtierender Präsident sol-
che Rückschläge erleidet, ist nicht
ungewöhnlich,dochdasAusmaßdes
Stimmenverlusts für die Republika-
nerwarbemerkenswert.Diemeisten
Wähler gaben in Nachwahlbefra-
gungen an, mit ihrer Stimme eine
Nachricht an Trump senden zu wol-
len. (...)DieErgebnissevonDienstag
deutendaraufhin,dassTrumpinder
Einwanderungsfrage zu weit gegan-
gen ist. Zeitweise versprach er, sich
auf die Abschiebung gewalttätiger
Krimineller zu konzentrieren, doch
die Einwanderungs- und Zollbehör-
de (ICE) verhaftete stattdessen Kin-
dermädchen und Gärtner. Videos
von maskierten ICE-Beamten, die
brutal gegenFrauenundKinder vor-
gehen, haben viele hispanische und
unabhängigeWähler abgestoßen.

Der Trumpismus ist nicht
unbesiegbar. Das zeigen
die Siege derDemokraten

PRESSESCHAU

AMSTERDAMImWahlkampf erwies
sichMamdani als geschickter Politi-
ker, der die NewYorkerWirtschafts-
elite einigermaßen zu beruhigen
wusste. Dennochwird der neue Bür-
germeisteres schwerhaben.Ermuss
sein ehrgeiziges Sozialprogramm fi-
nanzieren und umsetzen. Zudem
wird er unablässig von Präsident
Trump und anderen Republikanern
unter Beschuss genommen werden.
Als sozialistischer Muslim, der in
UgandaalsSohnindischerElternge-
borenwurde, ist er einperfektesZiel
in deren gnadenlosem Kulturkrieg.
(...) Aber die jüngsten Wahlerfolge
der Demokraten zeigen, dass der
Trumpismus keineswegs unbesieg-
bar ist.

Die Demokraten können auf einer
Anti-Trump-Wellereitenundsiegen
nicht nur auf der ganzen Linie, sie
übertreffen alle Erwartungen. (...)
ZohranMamdani (...) gelang in New
York ein Erdrutschsieg. (…) Die
Wahlkampfstrategie Mamdanis na-
tionalzureplizieren,wäreeinFehler
seitensderDemokraten.Die Immig-
rantenstadtNewYorkisteinSpezial-
fall – jenseits des Hudson River, der
Manhattan von New Jersey trennt,
hätte ein bekennender Sozialist und
antizionistischer Muslim keine
Chance. (…) Die Republikaner hin-
gegen sollten sich die Frage stellen,
ob sie weiterhin Trumps Disruptio-
nen anstandslos durchwinken. Der
Honeymoon der Trump-Regierung
istmit demVotumvomDienstag ab-
rupt zu Ende gegangen.
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vor den Zwischenwahlen
viel mehr imWahlkampf
engagieren, als er es
diesen Herbst tat

Guest
Rectangle


